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Zunehmende Verlangsamung des straßengebundenen Verkehrs innerorts durch Tempo 30 
 
 
Sehr geehrter Herr Minister Hermann MdL, 
 
vielerorts gehen die kommunalen Lärmaktionsplanungen in die nunmehr 3. Fortschreibung. Nach den 
bisherigen Erfahrungen ist nahezu jede Neuauflage mit einer Ausweitung der Tempo 30-Abschnitte in 
den Ortsdurchfahrten verbunden. Auch die weiterentwickelte Methodik zur Berechnung des 
Verkehrslärms mit in der Regel höheren Belastungsniveaus leistet dazu ihren Beitrag. Die jüngst 
verabschiedete Novelle der Straßenverkehrsordnung lässt zudem erwarten, dass auch unabhängig 
von Lärmaktionsplanungen die mit Tempo 30 belegten Straßenlängen weiter anwachsen. Die hiervon 
betroffenen Straßenzüge werden zumeist auch vom straßengebundenen ÖPNV genutzt. 
 
Soweit ÖPNV-Aufgabenträger, Verkehrsunternehmen und -verbünde bei Lärmaktionsplanungen und 
verkehrsrechtlichen Anordnungen beteiligt werden, setzen sie sich daher regelmäßig dafür ein, durch 
begleitende Maßnahmen wie Busbeschleunigung oder den Rückbau von Busbuchten oder durch die 
alternative Anordnung von Tempo 40 die Auswirkungen auf den ÖPNV-Betrieb möglichst gering zu 
halten. Leider ist die Resonanz seitens der Kommunen eher gering. Sofern die Problematik überhaupt 
anerkannt wird, werden Kompensationsmaßnahmen – häufig auch aus finanziellen Gründen – meist 
in die Zukunft verschoben. Wenig hilfreich ist hier auch der Kooperationserlass Lärmaktionsplanung 
des Landes, der bei jeder LAP-Fortschreibung für jede Einzelmaßnahme eine (weitere) 
Fahrzeitverlängerung um 30 Sekunden als unbedenklich einstuft. 
 
Für den straßengebundenen öffentlichen Nahverkehr ist diese Entwicklung fatal. Nicht selten 
umfassen die Tempobeschränkungen inzwischen komplette Ortsdurchfahrten und verursachen dort 
beachtliche Fahrzeitverluste. Insbesondere bei überörtlichen Regionalbusverkehren mit einer 
Durchfahrt durch mehrere Siedlungsbereiche summieren sich diese leicht auf mehrere Minuten. 
Abgesehen davon, dass ein verlangsamter ÖPNV bei bestehenden Ortsumfahrungen gegenüber dem 
Individualverkehr an Boden verliert, weisen die im Sinne einer wirtschaftlichen Leistungserbringung 
optimierten Fahrzeugumläufe solche Fahrzeitreserven längst nicht mehr auf. Zunehmend berichten 
uns unsere Mitglieder davon, dass durch die Einführung von weitläufigen Tempo 30 Zonen in der 
Vergangenheit und den damit verbundenen deutlichen Fahrzeitverlängerungen bereits in bestehende 
Linienverläufe eingegriffen werden musste, da ansonsten garantierte Anschlüsse auf die 
Bahnverkehre nicht mehr gewährleistet und gehalten werden konnten. Es mussten im Rahmen von 
Neuvergaben Linienwege verkürzt, umfangreiche Fahrplanpassungen vorgenommen und zusätzliche 
kostenintensive Verkehre inkl. neuer Linien eingerichtet werden, um die Anschlussaufnahmen der 
Bahnverkehre von den betroffenen Gemeinden auch weiterhin zu garantieren. 
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Die ÖPNV-Aufgabenträger stehen deshalb vielfach vor der Entscheidung, den Einsatz zusätzlicher 
Fahrzeuge zu finanzieren, um das vorhandene Angebot zu stabilisieren, oder Linienwege zu kürzen 
oder aus zentralen Bereichen herauszunehmen, um weiterhin die notwendigen Anschlüsse an den 
weiterführenden Schienenverkehr herstellen zu können. Angesichts der aktuell sich immer weiter 
verschärfenden Finanznöte in den kommunalen Haushalten nimmt die Bereitschaft der Gremien, 
zusätzliche Mittel nur für die Aufrechterhaltung eines Status quo freizugeben immer mehr ab. Die 
Folge davon werden weitere Abbestellungen von Leistungen oder - im günstigeren Fall - ein immer 
größer werdender finanzieller Aufwand für den Bestandserhalt der Buslinien sein. Dafür stehen diese 
Mittel dann nicht mehr für den Angebotsausbau zur Verfügung!    
 
Vor dem Hintergrund der auch vom Land Baden-Württemberg mittelfristig angestrebten 
Verdoppelung der Fahrgastzahlen im öffentlichen Verkehr und der Bemühungen der Branche zur 
Verbesserung der Zuverlässigkeit der Anschlüsse Schiene/Bus (aktuelles Fokusthema der 
Umsetzungskommission der ÖPNV-Strategie 2030) bitten wir Sie, die zunehmend dramatischen 
Auswirkungen der Verlangsamung des innerörtlichen Verkehrs auf den straßengebundenen ÖPNV 
mehr in den Fokus zu nehmen. Das bedeutet keinesfalls den Verzicht auf eine Dämpfung der dort 
gefahrenen Geschwindigkeiten. Allerdings hat sich eine Begrenzung auf Tempo 40 als deutlich ÖPNV-
verträglicher erwiesen als Tempo 30. Flankiert mit einer konsequenten Bevorrechtigung an 
Lichtsignalanlagen, gepaart mit einer Zurückhaltung bei der Anlage neuer Kreisverkehre im Linienweg 
und einem Rückbau von Busbuchten, der gleichzeitig der Herstellung der Barrierefreiheit dienen 
kann, kann Lärmschutz auch einen Gewinn für den ÖPNV bedeuten. Aus unserer Sicht wäre es 
deshalb wichtig, dass die Betroffenheit des ÖPNV durch Lärmaktionsplanungen im 
Kooperationserlass des Landes nicht weiter verharmlost, sondern dort durch entsprechende 
Ergänzungen vielmehr eine Kompensation von Fahrzeitverlusten verbindlicher vorgegeben wird. 
 
Sehr geehrter Herr Minister Hermann, wir bitten Sie, sich dieses Themas anzunehmen und 
verbleiben mit besten Grüßen  
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